Stellungnahme der Bundeskonferenz 
der Katholischen Studierenden Jugend 
zum Bruch des Kirchenasyls in Koblenz

Die Bundeskonferenz der Katholischen Studierenden Jugend hat am 30.12.06 die folgende Stellungsnahme beschlossen. Die Bundesleitungen wurden beauftragt sie zu publizieren und an die verantwortlichen Politiker in Rheinland-Pfalz (Ministerpräsident Beck, Innenminister Bruch und Oberbürgermeister Schulte-Wissermann) weiterzuleiten.

Stellungnahme:

Am Dienstag, den 31.10.06, beendete die Polizei in Koblenz das Kirchenasyl, in das

sich die kurdische Familie Yildirim geflüchtet hatte, und transportierte die Familie mit

ihren drei Kindern zur Abschiebung.

Die Verantwortung dafür tragen – sowohl politisch wie moralisch – die Politiker

Schulte-Wissermann (Oberbürgermeister Koblenz), Bruch (Innenminister in RLP) und

Beck (Ministerpräsident RLP). Diese haben sich weder gegen die Abschiebung

öffentlich eingesetzt, noch versucht bestehendes Asylrecht zu ändern.

Anscheinend gibt es in diesem Land keinen Ort, an dem die verfolgte Familie mit

ihren Kindern vor dem fragwürdigen Zugriff der Staatsgewalt sicher sein konnte.

Nicht der verfassungsgemäß gebotene Schutz der Menschenwürde, nicht die UNKinderrechtskonvention,

nicht Gefahr für Leib und Leben im Fall der Abschiebung in

die Türkei, in der Folter leider immer noch an der Tagesordnung ist, und nicht

einmal die sakralen Räume einer Kirche, die für die Unantastbarkeit des

menschlichen Lebens stehen, konnte die rheinland-pfälzischen Politiker davon

abhalten, auf eine schutzbedürftige und gefährdete Familie zuzugreifen. Mit dem

Bruch des Kirchenasyls werden die Werte der Achtung des menschlichen Lebens und

seines Schutzes in Frage gestellt.

Die Abschiebung liefert die Familie mit den drei Kindern einer höchst bedrohlichen

Situation aus. Diese unmoralische und inhumane Entscheidung ist nicht zu

rechtfertigen. Die immer wieder erneuerten Hinweise auf die „rechtliche Situation“

halten wir für unglaubwürdig. Diese ist nicht „vom Himmel gefallen“.

Seit der Änderung des Grundrechtes auf Asyl sind immer neue Verschärfungen gegen

Flüchtlinge durchgesetzt worden. Zunehmend ist auch auf europäischer Ebene eine

Politik zu beobachten, die Europa wie eine Festung abschottet. Abschottung,

Abschreckung, Abschiebung dürfen keine Antworten auf das weltweite Elend von

Flüchtlingen sein, die ihre Heimat verlassen müssen, weil sie dort keine

Überlebensperspektive mehr haben. Diese mangelnde Lebensperspektive in den

Herkunftsländern ist oft die Folge einer weltweit betriebenen Politik, die

wirtschaftlichen Interessen Vorrang vor den Überlebensinteressen der Menschen

einräumt und diese oft genug auch mit den Mitteln von Gewalt durchsetzt. Armut

und Ausgrenzung, Krieg und Bürgerkrieg, Vertreibung und Verfolgung sind nicht

selten ursächlich verbunden mit der Politik der reichen Länder und der von ihnen

dominierten internationalen Organisationen (wie IWF oder WTO). Bekämpft werden

nicht Fluchtursachen, sondern Flüchtlinge.

Kein Verstoß gegen Grundsätze der Humanität kann formaljuristisch gerechtfertigt

werden. Genau diese Grundsätze der Humanität verteidigt das Kirchenasyl, indem es

sich schützend vor bedrohte Menschen stellt und darauf beharrt, dass Gesetze

Menschen und ihrem Leben zu dienen haben; denn das menschliche Leben steht

über dem formalen Gesetz.

Wir verurteilen die Abschiebung und den Bruch des Kirchenasyls und fordern die

verantwortlichen Politiker auf, der Familie Yildirim die Rückkehr nach Deutschland zu

ermöglichen. Wir erwarten von allen Parteien, insbesondere aber von den Politikern,

die ihr Verhalten bei der Abschiebung mit dem Verweis auf die geltende rechtliche

Lage entschuldigt haben, dass sie dafür sorgen, dass rechtssichere

Schutzmöglichkeiten für Menschen durchgesetzt werden, die in Deutschland Schutz

vor Armut und Verfolgung suchen. Nicht zuletzt brauchen wir eine Änderung der

Politik: Kampf gegen Fluchtursachen statt Kampf gegen Flüchtlinge, Schutz der

Schwachen statt Sicherung der wirtschaftlich Starken und Einflussreichen.
